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Die Revision des KlÃ¤gers gegen das Urteil des SÃ¤chsischen Landessozialgerichts
vom 11. April 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten auch des
Revisionsverfahrens sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Streitig ist, ob die Bundesversicherungsanstalt fÃ¼r Angestellte (BfA) als
VersorgungstrÃ¤ger fÃ¼r die Zusatzversorgungssysteme auch die
BeschÃ¤ftigungszeiten des KlÃ¤gers vom 1. Januar 1973 bis zum 30. Juni 1990 als
Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zur zusÃ¤tzlichen Altersversorgung der technischen
Intelligenz in den volkseigenen und ihnen gleichgestellten Betrieben (AVItech) und
die hieraus erzielten Arbeitsverdienste nach Â§ 8 des Anspruchs- und
AnwartschaftsÃ¼berfÃ¼hrungsgesetzes (AAÃ�G) feststellen muss.

Der am 2. Dezember 1938 geborene KlÃ¤ger bestand am 17. Mai 1962 die
DiplomprÃ¼fung als Ingenieur und war sodann vom 16. April 1963 bis zum 31.
Dezember 1972 im VEB Motorenwerke C. als Gruppenleiter Planungstechnologie
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beschÃ¤ftigt. Eine Versorgungszusage fÃ¼r die AVItech wurde ihm nicht erteilt.
Vom 1. Januar 1973 bis zum 30. Juni 1990 war er bei der Finanzdirektion der
Evangelischen BrÃ¼der-UnitÃ¤t als Finanzdirektor/Referent unter der Bezeichnung
"technischer Mitarbeiter" beschÃ¤ftigt.

Der beklagte VersorgungstrÃ¤ger stellte im Bescheid vom 19. Mai 1999
antragsgemÃ¤Ã� die Zeit vom 17. September 1962 bis zum 31. Dezember 1972 als
Zeit der ZugehÃ¶rigkeit zur AVItech fest, ferner die in diesem Zeitraum erzielten
Arbeitsverdienste und angefallenen Arbeitsausfalltage. Auf das im Antrag des
KlÃ¤gers ausgesprochene Begehren, auch die Zeiten vom 1. Januar 1973 bis zum
30. Juni 1990 als ZugehÃ¶rigkeitszeiten und die hieraus erzielten Arbeitsverdienste
festzustellen, ging der VersorgungstrÃ¤ger im Bescheid nicht ausdrÃ¼cklich ein.
Den hiergegen eingelegten Widerspruch wies er mit Widerspruchsbescheid vom 26.
Juli 1999 zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte er an: Die BeschÃ¤ftigungszeit ab
Januar 1973 werde von der Verordnung Ã¼ber die AVItech vom 17. August 1950
und der hier maÃ�geblichen Zweiten DurchfÃ¼hrungsbestimmung (2. DB) hierzu
vom 24. Mai 1951 nicht erfasst. Zwar entspreche die bei der Evangelischen
BrÃ¼der-UnitÃ¤t ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung der technischen Qualifikation; sie sei
jedoch nicht in einem volkseigenen Produktionsbetrieb oder einem gleichgestellten
Betrieb ausgeÃ¼bt worden. Die bis Ende 1972 mÃ¶gliche Einbeziehung in die
AVItech hÃ¤tte nach der Versorgungsordnung durch die Evangelische BrÃ¼der-
UnitÃ¤t nicht fortgesetzt werden kÃ¶nnen.

Das Sozialgericht (SG) Dresden hat die Klagen mit Urteil vom 30. November 1999
abgewiesen, auf die AusfÃ¼hrungen im Widerspruchsbescheid Bezug genommen
und einen VerstoÃ� gegen das Gleichheitsgebot des Art 3 Abs 1 des Grundgesetzes
(GG) verneint. Hierzu hat es ausgefÃ¼hrt: Nicht jede durch den Wortlaut der
jeweiligen Vorschriften gesetzte Eingrenzung des begÃ¼nstigten Personenkreises
sei unter der Geltung des Bundesrechts nur deshalb obsolet geworden, weil damit
eine als "gerecht" oder "gleich" empfundene Rechtslage hergestellt werden kÃ¶nne.
Nicht allein die Art der TÃ¤tigkeit sei fÃ¼r das Versorgungssystem entscheidend,
sondern es komme auch auf den jeweiligen Betrieb bzw Arbeitgeber an. In der DDR
hÃ¤tten sich auch andere Diplomingenieure hÃ¤ufig nur in der freiwilligen
Zusatzrentenversicherung ergÃ¤nzend absichern kÃ¶nnen. Ein zwingender Grund
zur Besserstellung des KlÃ¤gers nur deshalb, weil er einer bestimmten
Religionsgemeinschaft angehÃ¶re, sei nicht gegeben. Daran Ã¤ndere auch nichts,
dass die Religionsgemeinschaft des KlÃ¤gers im Gegensatz zu anderen
evangelischen oder katholischen Kirchen kein eigenes Zusatzversorgungssystem
gehabt habe und der KlÃ¤ger auch nicht in einem Bereich tÃ¤tig gewesen sei,
welcher der entsprechenden Vereinbarung bzw Versorgungsordnung unterfallen sei.

Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung des KlÃ¤gers durch Urteil vom 11.
April 2001 zurÃ¼ckgewiesen. Die streitigen BeschÃ¤ftigungszeiten seien keine
ZugehÃ¶rigkeitszeiten zur AVItech iS von Â§ 5 Abs 1 AAÃ�G. Zwar habe der KlÃ¤ger
nach seiner Qualifikation als Diplomingenieur zum Kreis der mÃ¶glicherweise
Versorgungsberechtigten iS von Â§ 1 Abs 1 Satz 1 der 2. DB gehÃ¶rt. Er habe im
streitigen Zeitraum als technischer Mitarbeiter auch eine entgeltliche
BeschÃ¤ftigung entsprechend seiner Qualifikation verrichtet. Er sei aber bei einem
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Arbeitgeber beschÃ¤ftigt gewesen, der von der Versorgungsordnung nicht erfasst
worden sei. Denn bei der Evangelischen BrÃ¼der-UnitÃ¤t habe es sich nicht um
einen volkseigenen Produktionsbetrieb und auch nicht um einen gleichgestellten
Betrieb gehandelt. Die besonderen BegÃ¼nstigungen der Verordnung sollten nur
AngehÃ¶rigen der technischen Intelligenz zukommen, die fÃ¼r das staatlich-
planwirtschaftlich gelenkte Wirtschaftssystem der ehemaligen DDR besonders
bedeutsame Aufgaben in fÃ¼r die wirtschaftliche Entwicklung besonders wichtigen
Betrieben verrichteten. Dazu hÃ¤tten kirchliche Einrichtungen in der DDR
zweifelsfrei nicht gehÃ¶rt. Auch sei die Evangelische BrÃ¼der-UnitÃ¤t als
KÃ¶rperschaft des Ã¶ffentlichen Rechts und als kirchliche Einrichtung durch Â§ 1
Abs 2 der 2. DB den volkseigenen Produktionsbetrieben nicht gleichgestellt worden.
Deshalb sei es auch rechtlich unbeachtlich, dass der KlÃ¤ger in einer
"Hauptverwaltung" und in einem "Ã¶ffentlichen Amt" tÃ¤tig gewesen sei. Zur
RÃ¼ge der Ungleichbehandlung habe das SG zutreffend Stellung genommen.

Mit der â�� vom LSG zugelassenen â�� Revision rÃ¼gt der KlÃ¤ger eine fehlerhafte
Anwendung des Â§ 8 Abs 1 bis 3 iVm Â§ 5 Abs 1 AAÃ�G. Die 2. DB vom 24. Mai
1951 mÃ¼sse an den MaÃ�stÃ¤ben des Bundesrechtes gemessen werden. Die
Einrichtung der Kirchen sei bewusst von der Gleichstellung ausgenommen worden,
um die technische Intelligenz auf die politische Linie des Staates einzuschwÃ¶ren
und solche Personen, die auf Grund ihrer ReligionsausÃ¼bung mÃ¶glicherweise
nicht mit der Staatsmeinung konform gingen, von der Verbesserung der Lebenslage
auszuschlieÃ�en. Die 2. DB habe der WillkÃ¼r TÃ¼r und Tor geÃ¶ffnet (Hinweis auf
Â§ 1 Abs 1 Satz 2 und Abs 3 aaO). Es kÃ¶nne rentenrechtlich nicht relevant sein,
fÃ¼r welchen Betrieb jemand tÃ¤tig gewesen sei. Der Begriff der
"Hauptverwaltung" in Â§ 1 Abs 2 der 2. DB sei nach Kriterien des Bundesrechts
auszulegen. Die UnitÃ¤tsdirektion der Evangelischen BrÃ¼der-UnitÃ¤t sei
"Hauptverwaltung" gewesen, weil sÃ¤mtliche Angelegenheiten der verschiedenen
Zweige der UnitÃ¤t verwaltungstechnisch bearbeitet worden seien. Der KlÃ¤ger sei
Beauftragter fÃ¼r die Finanzierung und DurchfÃ¼hrung sÃ¤mtlicher Bauvorhaben
in Kirche und Diakonie im gesamten Gebiet der DDR sowie fÃ¼r
Sonderbauprogramme zustÃ¤ndig gewesen. AuÃ�erdem finde Â§ 2 Abs 4 der 2. DB
Anwendung, weil er in ein Ã¶ffentliches Amt gewÃ¤hlt worden sei; denn die
Evangelische BrÃ¼der-UnitÃ¤t H. sei seit dem 5. Juli 1922 als KÃ¶rperschaft des
Ã¶ffentlichen Rechts anerkannt. In der Sitzung des Finanzausschusses der BrÃ¼der-
UnitÃ¤t vom 4./5. Dezember 1972 sei er als Mitglied in die Finanzdirektion gewÃ¤hlt
worden. AuÃ�erdem mÃ¼sse Â§ 5 Abs 1 AAÃ�G verfassungskonform ausgelegt
werden. Deshalb dÃ¼rfe der Begriff "gleichgestellter Betrieb" nicht nach den
MaÃ�stÃ¤ben der DDR ausgelegt werden. Er beanspruche keine Besserstellung,
sondern die Beseitigung einer Diskriminierung, fÃ¼r die es keinen sachlichen Grund
gegeben habe. Die Auffassung des LSG setze die ihm widerfahrene
Ungleichbehandlung im Rentenversicherungsrecht der Bundesrepublik fort.
SÃ¤mtliche Versorgungszusagen seien im Ã�brigen als Auszeichnung fÃ¼r
Systemtreue vergeben worden. Die von ihm ausgeÃ¼bte entgeltliche
BeschÃ¤ftigung wÃ¤re, wenn sie in der Bundesrepublik Deutschland ausgeÃ¼bt
worden wÃ¤re, in der Rentenversicherung versicherungs- und beitragspflichtig
gewesen. DarÃ¼ber hinaus wÃ¤re die BrÃ¼der-UnitÃ¤t am 1. Januar 1973 bereit
gewesen, die Zusatzversorgung fortzusetzen, falls sie damals fÃ¼r den KlÃ¤ger auf
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Grund seiner frÃ¼heren BeschÃ¤ftigung bereits eingerichtet gewesen wÃ¤re. Die
UnitÃ¤t hÃ¤tte dann die erforderlichen BeitrÃ¤ge an das Zusatzversorgungssystem
abgefÃ¼hrt; durch die willkÃ¼rliche Vorenthaltung der fÃ¶rmlichen
Versorgungszusage sei dieser Weg fÃ¼r ihn versperrt gewesen.

Der KlÃ¤ger beantragt schriftsÃ¤tzlich sinngemÃ¤Ã�,
das Urteil des SÃ¤chsischen Landessozialgerichts vom 11. April 2001 und das Urteil
des Sozialgerichts Dresden vom 30. November 1999 aufzuheben und die Beklagte
unter Aufhebung der Ablehnung der erhobenen FeststellungsansprÃ¼che zu
verpflichten, die BeschÃ¤ftigungszeiten des KlÃ¤gers vom 1. Januar 1973 bis zum
30. Juni 1990 als ZugehÃ¶rigkeitszeiten und die hieraus erzielten Arbeitsverdienste
festzustellen.

Die Beklagte beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Die 2. DB zur Verordnung vom 17. August 1950 umfasse nur volkseigene
Produktionsbetriebe und gleichgestellte staatliche Einrichtungen; hierzu gehÃ¶re
die Evangelische BrÃ¼der-UnitÃ¤t als kirchliche Einrichtung nicht. Sie sei auch nicht
in Â§ 1 Abs 2 der 2. DB als gleichgestellt aufgefÃ¼hrt.

II

Die zulÃ¤ssige Revision des KlÃ¤gers ist unbegrÃ¼ndet. Das LSG hat seine
Berufung gegen das Urteil des SG zu Recht abgewiesen, weil dieses die zulÃ¤ssig
erhobene Kombination von Anfechtungs- und Verpflichtungsklagen zu Recht
abgewiesen hat. Denn die angefochtenen Verwaltungsentscheidungen waren
rechtmÃ¤Ã�ig.

Der KlÃ¤ger hat kein Recht, vom beklagten VersorgungstrÃ¤ger die begehrten
Feststellungen zu verlangen. Einzige Anspruchsgrundlage hierfÃ¼r kÃ¶nnte Â§ 8
Abs 2, 3 Satz 1 und 4 Nr 1 AAÃ�G sein. Danach hat die BfA als VersorgungstrÃ¤ger
fÃ¼r die Zusatzversorgungssysteme der Anlage 1 Nr 1 bis 26 dem Berechtigten den
Inhalt der Mitteilung nach Abs 2 aaO durch Bescheid bekannt zu geben, also die
Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zu einem Zusatzversorgungssystem, das hieraus
tatsÃ¤chlich erzielte Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen, die Arbeitsausfalltage
sowie nach Anwendung von Â§Â§ 6 und 7 AAÃ�G die sich daraus ergebenden
tatsÃ¤chlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Anwendung einer besonderen
Beitragsbemessungsgrenze.

8 AAÃ�G ist jedoch nicht anwendbar. Nach Â§ 1 Abs 1 Satz 1 AAÃ�G gilt dieses
Gesetz fÃ¼r AnsprÃ¼che und Anwartschaften, die auf Grund der ZugehÃ¶rigkeit zu
Zusatz- und Sonderversorgungssystemen (Versorgungssysteme) im Beitrittsgebiet
(vgl Â§ 18 Abs 3 Viertes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IV)) erworben worden sind und
beim Inkrafttreten dieses Gesetzes am 1. August 1991 bestanden. War ein Verlust
der Versorgungsanwartschaft deswegen eingetreten, weil die Regelungen der
Versorgungssysteme ihn bei einem Ausscheiden aus dem Versorgungssystem vor
dem Leistungsfall vorsahen, gilt dieser Anwartschaftsverlust als nicht eingetreten
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(Satz 2 aaO), sodass auch in diesen FÃ¤llen das AAÃ�G Geltung beansprucht. Die
Voraussetzungen dieser Vorschrift sind nicht erfÃ¼llt. Der KlÃ¤ger hatte am 1.
August 1991 weder auf Grund eines Verwaltungsaktes noch auf Grund eines
Gesetzes eine Versorgungsanwartschaft aus ZugehÃ¶rigkeit zu einem
Versorgungssystem.

Ein Verwaltungsakt, der dies zu Gunsten des KlÃ¤gers festgestellt und ihn dadurch
der Geltung des AAÃ�G unterstellt hÃ¤tte, liegt nicht vor. Zwar hat die Beklagte mit
Bescheid vom 19. Mai 1999 unter Anwendung der Â§Â§ 5 bis 8 AAÃ�G die
BeschÃ¤ftigungszeiten des KlÃ¤gers vom 17. September 1962 bis zum 31.
Dezember 1972 als Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zur AVItech und die im genannten
Zeitraum erzielten Arbeitsentgelte festgestellt. Damit hat sie aber nicht
entschieden, dass der KlÃ¤ger zu dem fÃ¼r die Geltung des AAÃ�G maÃ�geblichen
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes am 1. August 1991 einen
Versorgungsanspruch oder eine Versorgungsanwartschaft auf Grund der
ZugehÃ¶rigkeit zu dem Zusatzversorgungssystem der AVItech erworben hatte oder
nur wegen eines Anwartschaftsverlustes iS von Â§ 1 Abs 1 Satz 2 AAÃ�G nicht
hatte.

Der VersorgungstrÃ¤ger (Â§ 8 Abs 4 AAÃ�G), der von einem BÃ¼rger unter
Berufung auf Vorschriften des AAÃ�G in Anspruch genommen wird, kann auf der
ErmÃ¤chtigungsgrundlage des Â§ 8 Abs 2 und 3 Satz 1 AAÃ�G vorab durch
feststellenden Verwaltungsakt (Grundlagenbescheid) verbindlich klÃ¤ren, ob das
vom BÃ¼rger behauptete VersorgungsrechtsverhÃ¤ltnis iS von Â§ 1 AAÃ�G
Ã¼berhaupt besteht. Verneint er dies und wird seine (negative) Feststellung
bestandskrÃ¤ftig, steht fest, dass keine der Vorschriften des AAÃ�G zu prÃ¼fen und
anzuwenden ist. Stellt er hingegen durch (positiven) Status-Bescheid fest, dass zum
1. August 1991 AnsprÃ¼che oder Anwartschaften auf Grund der ZugehÃ¶rigkeit zu
einem Versorgungssystem im Beitrittsgebiet erworben worden sind oder eine
Anwartschaft nach Satz 2 aaO fingiert ist, ist vorab geklÃ¤rt, dass grundsÃ¤tzlich
alle anderen Vorschriften des AAÃ�G Anwendung finden kÃ¶nnen. Eine solche
positive Status-Entscheidung muss in einem nach Â§ 8 Abs 3 Satz 1 AAÃ�G zu
erteilenden Bescheid grundsÃ¤tzlich als feststellender Entscheidungssatz kenntlich
gemacht oder unzweifelhaft zu erkennen sein. Hingegen kann aus der bloÃ�en
Anwendung von Vorschriften eines Gesetzes oder deren ErwÃ¤hnung in der
BegrÃ¼ndung eines anderen Verwaltungsaktes nicht entnommen werden, der
Bescheid solle eine eigenstÃ¤ndige Feststellung iS von Â§ 31 Satz 1 Zehntes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB X) verlautbaren.

Die Beklagte hat in dem Bescheid vom 19. Mai 1999 keine eigenstÃ¤ndige
Feststellung Ã¼ber die Anwendbarkeit des AAÃ�G auf den KlÃ¤ger getroffen,
sondern einige Vorschriften dieses Gesetzes auf ihn angewandt. Damit ist nicht
bereits durch einen â�� mÃ¶glicherweise rechtswidrigen, aber nicht nichtigen â��
Verwaltungsakt entschieden, dass das AAÃ�G im vorliegenden Fall gilt. Dies ist
vielmehr anhand der materiellen Vorgaben des Â§ 1 Abs 1 dieses Gesetzes zu
prÃ¼fen.

Nach Â§ 1 Abs 1 Satz 1 AAÃ�G ist dieses Gesetz auf den KlÃ¤ger nicht anwendbar,
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weil er zum 1. August 1991, also beim Inkrafttreten dieses Gesetzes, (keinen
Anspruch und) keine Anwartschaft auf Grund der ZugehÃ¶rigkeit zu einem
Versorgungssystem im Beitrittsgebiet erworben hatte.

Am 1. August 1991 bestand eine "ZugehÃ¶rigkeit" zu einem Versorgungssystem
grundsÃ¤tzlich nur, wenn jemand durch einen nach Art 19 EinigVtr bindend
gebliebenen Verwaltungsakt (im bundesrechtlichen Sinn) der DDR oder einer ihrer
Untergliederungen oder spÃ¤ter durch eine Rehabilitierungsentscheidung oder nach
Art 19 Satz 2 oder 3 EinigVtr (wieder) in ein Versorgungssystem einbezogen worden
war. Der EinigVtr (Art 9 Abs 2 iVm Anlage II Kapitel VIII Sachgebiet H Abschnitt III Nr
9 (EV Nr 9) Buchst a; aaO Sachgebiet F Abschnitt III Nr 8 (EV Nr 8)) hat
Neueinbeziehungen ab 3. Oktober 1990 ausdrÃ¼cklich untersagt (EV Nr 9 Buchst a
Satz 1) und durch EV Nr 8 iVm Â§ 22 des Rentenangleichungsgesetzes (RAnglG) der
DDR bekrÃ¤ftigt, dass Neueinbeziehungen seit dem 1. Juli 1990 (Beginn der
Wirtschafts-, WÃ¤hrungs- und Sozialunion) nicht wirksam werden kÃ¶nnten. Die
Anordnung, bis zum 31. Dezember 1991 "die leistungsrechtlichen Regelungen der
jeweiligen Versorgungssysteme weiter anzuwenden", bezog sich daher
grundsÃ¤tzlich nur auf Personen, die am Tag vor dem 1. Juli 1990 in ein
Versorgungssystem konkret einbezogen waren (stRspr seit BSGE 72, 50, 61 ff),
ferner hier auf solche, die an diesem Stichtag in eine "Versorgungsanwartschaft" iS
von EV Nr 9 ohne spezifische Versorgungszusage einbezogen waren, weil in dem
System ein besonderer Akt der Einbeziehung nicht vorgesehen war (BSG SozR
3-8120 Kap VIII H III Nr 9, dort Nr 2).

1 Abs 1 Satz 1 AAÃ�G hat das grundsÃ¤tzliche Verbot der Neueinbeziehung nicht
aufgehoben, aber modifiziert. Dieses Gesetz spricht (anders als EV Nr 9) nicht von
der Einbeziehung in ein Versorgungssystem, die nur durch einen DDR-Akt erfolgt
sein konnte, sondern von einer Berechtigung "auf Grund der ZugehÃ¶rigkeit" zu
einem Versorgungssystem. Dies bedeutet eine rechtliche Erweiterung des potenziell
vom AAÃ�G ab 1. August 1991 erfassten Personenkreises. Zum einen wird der
mÃ¶glichen Korrektur von Unrechtsakten durch Art 19 Satz 2 und 3 EinigVtr sowie
der MÃ¶glichkeit von Rehabilitierungsentscheidungen Rechnung getragen; zum
anderen wird dadurch ein Wertungswiderspruch zu Â§ 1 Abs 1 Satz 2 AAÃ�G
vermieden; danach gilt das Gesetz auch fÃ¼r einige Personen, die am
maÃ�geblichen Tag vor der SchlieÃ�ung der Versorgungssysteme am 1. Juli 1990 in
der DDR Nichteinbezogene waren und stellt sie den einbezogenen
Anwartschaftsberechtigten unter der Voraussetzung gleich, dass sie frÃ¼her von
der DDR konkret einbezogen worden waren, aber inzwischen nach den Regeln der
Systeme (also nicht in durch einen unter Art 19 Satz 2 oder 3 fallenden Unrechtsakt
der DDR) ausgeschieden waren.

Wegen dieser bundesrechtlichen Erweiterung des persÃ¶nlichen Geltungsbereichs
des AAÃ�G Ã¼ber den EV Nr 9 hinaus drohte ein Wertungswiderspruch zwischen Â§
1 Abs 1 AAÃ�G und den zu sekundÃ¤rem Bundesrecht gewordenen, also inhaltlich
mit dem originÃ¤ren Bundesrecht gemÃ¤Ã� Art 9 Abs 2 EinigVtr zu vereinbarenden
Regelungen der Versorgungssysteme, die auch noch am 31. Juli 1991 (und bis zu
Beginn des 31. Dezember 1991) galten. Der Widerspruch hÃ¤tte in einer nach den
bundesrechtlichen Kriterien des Art 3 Abs 1 GG sachlich nicht zu rechtfertigenden,
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weil DDR-WillkÃ¼r in den der bundesrechtlichen MaÃ�stabsnormen fortfÃ¼hrenden
Unterscheidung innerhalb der Vergleichsgruppe der am 30. Juni 1990
Nichteinbezogenen bestanden. Nichteinbezogene, die frÃ¼her einmal einbezogen
waren, aber ohne rechtswidrigen Akt der DDR nach den Regeln der
Versorgungssysteme ausgeschieden waren, wurden anders behandelt als am 30.
Juni 1990 Nichteinbezogene, welche nach den Regeln zwar alle Voraussetzungen
fÃ¼r die Einbeziehung an diesem Stichtag erfÃ¼llt hatten, aber im Regelfall aus
GrÃ¼nden, die bundesrechtlich nicht anerkannt werden dÃ¼rfen (Art 3 Abs 3 GG),
nicht einbezogen waren.

Deswegen ist Â§ 1 Abs 1 AAÃ�G verfassungskonform ausdehnend so auszulegen,
dass eine Versorgungsanwartschaft "aufgrund der ZugehÃ¶rigkeit" bei am 30. Juni
1990 Nichteinbezogenen nicht nur in den FÃ¤llen der Gleichstellung durch Abs 1
Satz 2 aaO und der Versorgungsanwartschaften aus Systemen ohne konkreten
Einbeziehungsakt (wie allein auf Grund des EinigVtr â�� siehe oben) besteht,
sondern auch dann, wenn jemand auf Grund der am 30. Juni 1990 gegebenen
Sachlage nach der am 31. Juli 1991 gegebenen bundesrechtlichen Rechtslage einen
"Anspruch auf Versorgungszusage" nach den bundesrechtlichen
leistungsrechtlichen Regelungen der Versorgungssysteme gehabt hÃ¤tte.

Im Blick auf die AVItech ergeben sich diese Regeln aus den Texten der Verordnung
vom 17. August 1950 und aus der 2. DB hierzu, wÃ¤hrend die 1. DB nur historisch-
heuristische Bedeutung fÃ¼r die Auslegung hat. Dabei kommt es fÃ¼r das
SprachverstÃ¤ndnis auf den staatlichen Sprachgebrauch der DDR grundsÃ¤tzlich
am 2. Oktober 1990 an, an welchen der Bundesgesetzgeber sich angeschlossen hat.
Die Regelungen Ã¼ber die Zuteilung von Versorgungszusagen (Â§ 3 der 2. DB) sind
nicht Bundesrecht geworden, weil sie schon wegen des Einbeziehungsverbots
gegenstandslos und ferner elementar rechtsstaatswidrig waren. Ebenso wurden alle
Regelungen kein Bundesrecht, die eine bewertende oder Ermessensentscheidung
eines Betriebes, Direktors, einer staatlichen Stelle der DDR etc vorsahen, weil die
dafÃ¼r erforderlichen Entscheidungen nur auf der Grundlage des von der SED-
Ideologie geprÃ¤gten Systems getroffen werden kÃ¶nnten, wie die
RevisionsbegrÃ¼ndung zutreffend darstellt; es ist im Bundesrecht schlechthin
ausgeschlossen, solches nachzuholen. Dadurch sollte dem Regime ermÃ¶glicht
werden, jemanden einzubeziehen, der die â�� scheinbar obligatorischen â��
Voraussetzungen nicht erfÃ¼llte, wÃ¤hrend solche, die sie erfÃ¼llt hatten, ua
schon durch das von ihnen nicht beeinflussbare Antragsverfahren ausgeschlossen
werden konnten. Dieses Machtmittel willkÃ¼rlicher Zuteilung und Vorenthaltung
von BegÃ¼nstigungen (Belohnungen) diente im totalitÃ¤ren Staat erstrangig der
FÃ¶rderung von "Wohlverhalten" und sanktionierte erkennbar gewordene Distanz
zum SED-Regime. Schon deshalb sind nur solche Regelungen Ã¼berhaupt am 3.
Oktober 1990 Bundesrecht geworden, die bundesrechtlich als zwingende
Bestimmungen gebundenen Verwaltungshandelns der Funktionsnachfolger
verstanden werden konnten. Hierzu gehÃ¶ren im Blick auf die "ZugehÃ¶rigkeit" und
"Versorgungsanwartschaft" iS von Â§ 1 Abs 1 AAÃ�G fÃ¼r den Bereich der AVItech
im Wesentlichen Â§ 1 der Verordnung vom 17. August 1950 in der Bedeutung, die
er durch Â§ 1 Abs 1 Satz 1 und Abs 2 sowie Â§ 2 der 2. DB gefunden hat. Die
anderen Texte haben hierfÃ¼r nur ergÃ¤nzende Bedeutung im Zusammenhang der
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"historischen" Auslegung dieses dem Deutschen Bundestag zuzurechnenden
Bundesrechts.

Diese â�� auf die Lage beim Ã�bergang vom DDR-Recht zum Bundesrecht
begrenzte, weil sonst das (in sich verfassungsgemÃ¤Ã�e) Verbot der
Neueinbeziehung unterlaufende â�� verfassungskonforme Auslegung des Â§ 1 Abs
1 AAÃ�G vermeidet â�� entgegen der Ansicht der Beklagten â�� zugleich, den am
3. Oktober 1990 gegebenen Kreis der einbezogenen Versorgungsberechtigten
unabsehbar und mit unkalkulierbaren finanziellen Folgen zu erweitern.

Der KlÃ¤ger hatte am 1. August 1991 keine Versorgungsanwartschaft auf Grund
einer "ZugehÃ¶rigkeit" zum Versorgungssystem, weil er nach der am 30. Juni 1990
gegebenen Sachlage keinen bundesrechtlichen "Anspruch auf Versorgungszusage"
hatte. Denn er hatte jedenfalls nicht alle Voraussetzungen fÃ¼r die Einbeziehung in
die AVItech erfÃ¼llt. Zwar gehÃ¶rte er als Diplomingenieur zu dem Teil der
AngehÃ¶rigen der technischen Intelligenz, der nach Â§ 1 Abs 1 Satz 1 der 2. DB
"obligatorisch" versorgungsberechtigt war, falls er eine der Qualifikation
entsprechende BeschÃ¤ftigung bei einem volkseigenen Produktionsbetrieb oder bei
einem gleichgestellten Betrieb verrichtet hatte. Es kann dahingestellt bleiben, ob
die tatsÃ¤chlichen Feststellungen des LSG dafÃ¼r ausreichen zu beurteilen, ob der
KlÃ¤ger (von 1973 bis) 1990 eine im Wesentlichen vom Berufsbild des
Diplomingenieurs geprÃ¤gte BerufstÃ¤tigkeit verrichtet hat.

Das LSG hat nÃ¤mlich auf Grund seiner den erkennenden Senat bindenden
Feststellung, der KlÃ¤ger sei bei der Finanzdirektion der Evangelischen BrÃ¼der-
UnitÃ¤t in der DDR beschÃ¤ftigt gewesen, rechtlich zutreffend entschieden, dass
dieser Arbeitgeber nicht zu dem Kreis von Betrieben gehÃ¶rte, die in die AVItech
einbezogen war. Diese zielte nur darauf ab, den Lebensstandard der technischen
Intelligenz in den volkseigenen Produktionsbetrieben (Industrie, Bauwesen) und
ihnen gleichgestellten Betrieben zu verbessern. Das LSG hat â�� was keiner
Darlegung bedarf â�� richtig beurteilt, dass die Evangelische BrÃ¼der-UnitÃ¤t kein
volkseigener Produktionsbetrieb war. Zutreffend ist auch, dass diese
Religionsgemeinschaft durch Â§ 1 Abs 2 der 2. DB den volkseigenen
Produktionsbetrieben nicht gleichgestellt worden war. Soweit dort
"Hauptverwaltungen" genannt sind, handelt es sich um wirtschaftsleitende
staatliche Organe der DDR. Deshalb hat es das LSG zutreffend fÃ¼r unerheblich
gehalten, ob es bei der Evangelischen BrÃ¼der-UnitÃ¤t eine â�� dort wohl nicht so
bezeichnete â�� "Hauptverwaltung" (im sprachlichen Sinne einer zentralen
Verwaltungseinheit) gegeben hat und ob der KlÃ¤ger dort eingesetzt war.

Der KlÃ¤ger beruft sich ferner zu Unrecht darauf, dass nach Â§ 2 Abs 4 der 2. DB
der Anspruch auf Rente fÃ¼r die Dauer von Berufungen in "Ã¶ffentliche Ã�mter"
oder in "demokratische Institutionen (Parteien, Freier Deutscher Gewerkschaftsbund
usw)" nicht erlischt. Da er vor dem 1. Juli 1990 keinen Versicherungsschein erhalten
hat (nicht einbezogen war), hatte er auch keinen "Anspruch" auf Rente, der wegen
seiner BeschÃ¤ftigung bei der Evangelischen BrÃ¼der-UnitÃ¤t hÃ¤tte erlÃ¶schen
kÃ¶nnen. DarÃ¼ber hinaus hat das LSG zutreffend ausgefÃ¼hrt, dass es darauf
ankommt, ob ohne die AusÃ¼bung des Ã¶ffentlichen Amtes eine
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Versorgungsanwartschaft auf Grund der BeschÃ¤ftigung bestand, die in Folge der
AusÃ¼bung des Ã¶ffentlichen Amtes nicht verrichtet wurde. SchlieÃ�lich war der
KlÃ¤ger nicht in ein "Ã¶ffentliches Amt" berufen, weil kirchliche Ã�mter in Â§ 2 Abs
4 der 2. DB nicht gemeint sind.

FÃ¼r den KlÃ¤ger gilt das AAÃ�G auch nicht nach Â§ 1 Abs 1 Satz 2 dieses
Gesetzes. Dies wÃ¤re nur dann der Fall, wenn er vor dem Stichtag (dh vor dem 30.
Juni 1990) eine Versorgungsanwartschaft deswegen verloren hatte, weil die
Regelungen der Versorgungssysteme einen solchen Verlust bei einem Ausscheiden
aus dem Versorgungssystem vor dem Leistungsfall vorsahen. Der Betroffene muss
also einmal vor dem 30. Juni 1990 in der DDR nach den damaligen Gegebenheiten
in ein Versorgungssystem einbezogen gewesen sein und auf Grund dessen eine
Position wirklich innegehabt haben, dass nur noch ein Versorgungsfall hÃ¤tte
eintreten mÃ¼ssen, damit ihm Versorgungsleistungen gewÃ¤hrt worden wÃ¤ren.
Denn eine (bundesrechtliche) Versorgungsanwartschaft kann â�� wie bei Â§ 1 Abs 1
Satz 1 AAÃ�G â�� nur vorliegen, wenn alle Voraussetzungen fÃ¼r die Entstehung
des Vollrechtes mit Ausnahme des Versorgungsfalles erfÃ¼llt sind, wenn er also
"zum Stichtag eine solche Anwartschaft nur deswegen nicht hatte, weil er sie nach
den Versorgungsregelungen der DDR zuvor verloren hatte" (so Senatsurteil vom 23.
Juni 1998 â�� B 4 RA 61/97 R in: SozR 3-8570 Â§ 5 Nr 4 S 17). Nur in diesen FÃ¤llen
fingiert Â§ 1 Abs 1 Satz 2 AAÃ�G, der Verlust sei nicht eingetreten, also die
UnmaÃ�geblichkeit der Versorgungsregelungen Ã¼ber das Ausscheiden aus dem
Versorgungssystem (und damit einen Unterfall des Satzes 1 aaO). Dadurch wird â��
wie gesagt â�� ein am 3. Oktober 1990 Nichteinbezogener auf Grund einer vor dem
30. Juni 1990 gemÃ¤Ã� den damaligen Regelungen â�� also nicht durch
rechtswidrigen Akt der DDR â�� erloschenen Einbeziehung so gestellt, als sei er
einbezogen geblieben.

Der KlÃ¤ger ist auch nicht durch den Feststellungsbescheid der Beklagten vom 19.
Mai 1999 einbezogen worden. Darin ist nicht entschieden worden, dass der KlÃ¤ger
schon vor dem 1. Januar 1973 in der DDR eine Versorgungsanwartschaft auf Grund
einer Einbeziehung und damit damals eine Rechtsposition erlangt hatte, dass ihm
â�� wenn man willkÃ¼rliche Einzelentscheidungen ausschlieÃ�t â��
Versorgungsleistungen gewÃ¤hrt worden wÃ¤ren. Der beklagte VersorgungstrÃ¤ger
hat nÃ¤mlich ausdrÃ¼cklich nur darÃ¼ber entschieden, ob die vom KlÃ¤ger vom
17. September 1962 bis zum 31. Dezember 1972 im VEB Motorenwerke C.
verrichtete BeschÃ¤ftigung ihrer Art nach von der AVItech iS von Â§ 5 Abs 1 AAÃ�G
erfasst war. Bereits wegen der Bindungswirkung dieser Feststellungen (die im
Ã�brigen â�� falls Â§ 5 AAÃ�G anwendbar wÃ¤re â�� richtig wÃ¤ren) steht fest,
dass der KlÃ¤ger damals alle Voraussetzungen fÃ¼r eine "obligatorische"
Einbeziehung erfÃ¼llt hatte. Der Betrieb hÃ¤tte ihn also fÃ¼r die Einbeziehung in
das Versorgungssystem vorschlagen kÃ¶nnen, die zustÃ¤ndige Stelle hÃ¤tte dies
bestÃ¤tigen kÃ¶nnen und die Staatliche Versicherung hÃ¤tte ihm einen
Versicherungsschein und damit eine Versorgungszusage erteilen kÃ¶nnen. Dies
alles ist damals nicht geschehen und kann jetzt nicht mehr nachgeholt oder ersetzt
werden. DemgemÃ¤Ã� beschrÃ¤nken sich die Verwaltungsakte des
VersorgungstrÃ¤gers im Bescheid vom 19. Mai 1999 auf die Feststellung von Daten
iS von Â§Â§ 5 bis 8 AAÃ�G. Nicht entschieden wurde, dass der KlÃ¤ger damals in
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das Zusatzversorgungssystem der AVItech einbezogen worden war. Daher besteht
auch kein Widerspruch zu der tatsÃ¤chlichen Feststellung des Berufungsgerichts,
dass der KlÃ¤ger auf Grund dieser BeschÃ¤ftigung eine Versorgungszusage nicht
erhalten hat. Im Ã�brigen hat derjenige, der in der DDR keinen Versicherungsschein
Ã¼ber die Einbeziehung in diese AVItech erhalten hatte, keine nach deren Recht
damals gesicherte Aussicht, im Versorgungsfall Versorgungsleistungen zu erhalten,
die er hÃ¤tte iS von Â§ 1 Abs 1 Satz 2 AAÃ�G verlieren kÃ¶nnen. Es gab also
niemals den Zeitpunkt, in dem die DDR sich nach ihren Gegebenheiten
normalerweise hÃ¤tte gehalten gesehen, ihm etwas im Versorgungsfall zu leisten;
Regeln, die wie Â§ 2 Abs 1 der 2. DB vorsahen, dass die vorgesehene
Altersversorgung dem BegÃ¼nstigten nur gewÃ¤hrt wird, wenn er sich auch im
Zeitpunkt des Eintrittes des Versicherungsfalles in einem AnstellungsverhÃ¤ltnis zu
einem volkseigenen oder ihm gleichgestellten Betrieb befindet, hÃ¤tten fÃ¼r den
KlÃ¤ger damals keine Bedeutung gehabt, weil er nach dem Normalzustand in der
DDR mangels im Versicherungsschein dokumentierter ZugehÃ¶rigkeit zur AVItech
sich ohnehin nicht auf Versorgungsleistungen hÃ¤tte verlassen kÃ¶nnen.

Das Begehren des KlÃ¤gers, in diesem Zusammenhang bundesrechtliche
GleichbehandlungsgrundsÃ¤tze anzuwenden, die zu einem Abweichen von dem
durch ein WillkÃ¼rregime geprÃ¤gten "Normalverhalten" der DDR im Bereich der
Zusatz- und Sonderversorgungssysteme fÃ¼hren wÃ¼rden, geht schon deshalb ins
Leere, weil der EinigVtr nur die Ã�bernahme damals bestehender
VersorgungsansprÃ¼che und Versorgungsanwartschaften von Einbezogenen in das
Bundesrecht versprochen und Neueinbeziehungen ausdrÃ¼cklich verboten hat (Â§
22 Abs 1 RAnglG als Bundesrecht und EV Nr 9 Buchst a). Diese Vorschriften sind in
sich verfassungsgemÃ¤Ã�, weil der Bundesgesetzgeber selbst an die im Zeitpunkt
der Wiedervereinigung vorgefundene Ausgestaltung dieser Versorgungssysteme in
der DDR ohne WillkÃ¼rverstoÃ� anknÃ¼pfen durfte. Art 3 Abs 1 und 3 GG gebietet
nicht, von jenen historischen Fakten, aus denen sich die vorgetragenen
Ungleichheiten ergeben, abzusehen und sie "rÃ¼ckwirkend" zu Lasten der heutigen
Beitrags- und Steuerzahler auszugleichen. Die BegÃ¼nstigung der damals
Einbezogenen hat der Deutsche Bundestag als ein Teilergebnis der Verhandlungen
im EinigVtr angesichts der historischen Bedingungen hinnehmen dÃ¼rfen (vgl 
BVerfGE 100, 138, 190 f). Er hat in Â§ 1 Abs 1 AAÃ�G in begrenztem Umfang DDR-
WillkÃ¼r â�� wie aufgezeigt â�� ausgeschaltet. Zu einer Totalrevision des mit
Beginn des 31. Dezember 1991 in das Rentenversicherungsrecht des
Beitrittsgebiets Ã¼berfÃ¼hrten aus der DDR stammenden Versorgungsrechts und
insbesondere dessen willkÃ¼rlicher Handhabung war er schon deswegen nicht
verpflichtet, weil er diesen gesamten Rechtsbereich ab 1. Januar 1992 einem
rechtsstaatlichen GrundsÃ¤tzen im Wesentlichen genÃ¼genden Gesetz, dem
Sechsten Buch Sozialgesetzbuch, unterstellt hat. Deswegen tritt â�� nach den
Feststellungen des LSG â�� auch beim KlÃ¤ger selbst wohl keine Perpetuierung von
WillkÃ¼r im Rentenversicherungsrecht ein, weil seine in der
Sozialpflichtversicherung der DDR und in der freiwilligen Zusatzrentenversicherung
versicherten Arbeitsentgelte â�� auch ohne Anwendung von Â§ 6 Abs 1 AAÃ�G â��
in voller HÃ¶he und aufgewertet auf "West-Niveau" bis zur allgemeinen
bundesrechtlichen Beitragsbemessungsgrenze berÃ¼cksichtigt werden.
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Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 27.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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